
 

 
 

 
w

w
w

.
b
u

e
ro

s
ie

b
e

r
.d

e 

  
 E

n
tw

u
rf

 

G
e

m
e

in
d

e
 H

o
rg

e
n

ze
ll

 

B
e

b
a

u
u

n
g

sp
la

n
 

"M
o
o

sg
a
tt

e
r

" 
u

n
d

 d
ie

 ö
rt

lic
h
e

n
 

B
a

u
vo

rs
ch

ri
ft

e
n

 h
ie

rz
u

 

Fassung vom 10.01.2018 
 
 
 
 



 Gemeinde Horgenzell  ¶  Bebauungsplan "Moosgatter" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 
 Textteil (Entwurf) mit 48 Seiten, Fassung vom 10.01.2018 

Seite 2 

 Inhaltsverzeichnis 

 Seite 

1 Rechtsgrundlagen 3 

2 Planungsrechtliche Festsetzungen (PF) mit Zeichenerklärung 4 

3 Örtliche Bauvorschriften (ÖBV) gemäß § 74 LBO mit Zeichenerklärung 13 

4 Hinweise und Zeichenerklärung 16 

5 Satzung 22 

6 Begründung ð Städtebaulicher Teil 24 

7 Abarbeitung der Umweltbelange (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB), Konzept zur Grünordnung 35 

8 Begründung ð Bauordnungsrechtlicher Teil 40 

9 Begründung ð Sonstiges 42 

10 Begründung ð Auszug aus übergeordneten Planungen 44 

11 Begründung ð Bilddokumentation 45 

12 Verfahrensvermerke 46 
 



 Gemeinde Horgenzell  ¶  Bebauungsplan "Moosgatter" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 
 Textteil (Entwurf) mit 48 Seiten, Fassung vom 10.01.2018 

Seite 3 

1    Rechtsgrundlagen 
    

1.1  Baugesetzbuch 

 

 (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634) 

    

1.2  Baunutzungsverordnung  (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 
(BGBl. I S. 3786)  

    

1.3  Planzeichenverordnung  (PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057); 
die im nachfolgenden Text zitierten Nummern beziehen sich auf 
den Anhang zur PlanZV 

    

1.4  Landesbauordnung für Ba-
den-Württemberg 

 (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. S. 416), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.11.2017 (GBl. S. 612, 
613)  

    

1.5  Gemeindeordnung für Ba-
den-Württemberg 

 (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. BW S. 581, ber. 
S. 698), zuletzt geändert durch Verordnung vom 23.02.2017 
(GBl. S. 99) 

    

1.6  Bundesnaturschutzgesetz   (BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.09.2017 (BGBl. I S. 3434) 

    

1.7  Naturschutzgesetz Baden-
Württemberg 

 (NatSchG Baden-Württemberg) vom 23.06.2015 (GBl. 2015 
S. 585), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.11.2017 (GBL. 
S 597) 
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2    Planungsrechtliche Festsetzungen (PF) mit Zei-
chenerklärung 

    

2.1    Allgemeines Wohngebiet  

Die Nutzungen nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO (die der Versorgung 
des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften so-
wie nicht störende Handwerksbetriebe) können nur ausnahms-
weise zugelassen werden (§ 1 Abs. 5 BauNVO).  

Die Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1, 2, 3 und 5 BauNVO (Be-
triebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Ge-
werbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Tankstellen) werden 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 
BauNVO). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 4 BauNVO; Nr. 1.1.3. PlanZV; siehe 
Planzeichnung) 

    

2.2  GRZ .... 

 

 Grundflächenzahl als Höchstmaß  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 Abs. 1 
BauNVO; Nr. 2.5. PlanZV; siehe Typenschablone) 

    

2.3  Überschreitung der Grund-
fläche  

 Die zulässige Grundfläche darf neben der in § 19 Abs. 4 Satz 2 
BauNVO getroffenen Vorschrift durch nicht vollflächig versiegelte 

- Stellplätze und 

- Zufahrten zu Stellplätzen und Garagen  

um weitere 50 % überschritten werden. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 19 Abs. 4 BauNVO) 

    

2.4  Z .... 

 

 Zahl der Vollgeschoße als Höchstmaß  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 3 u. § 20 Abs. 1 BauNVO; 
Nr. 2.7. PlanZV; siehe Typenschablonen) 

    

    

WA 
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2.5  WH .... m ü. NN 

 

 Maximale traufseitige Wandhöhe über NN 

Die maximale traufseitige Wandhöhe über NN darf an keiner 
Stelle des Hauptgebäudes den festgesetzten Wert überschreiten 
und wird wie folgt gemessen:  

- bei Hauptgebäuden mit einem Terrassengeschoß an der Ober-
kante der Attika des zweithöchsten Geschoßes; von außen 
sichtbare Mauern als Terrassenbrüstung zählen dabei mit; 
Hauptgebäude mit Terrassengeschoß sind solche, bei denen 
die Geschoßfläche des obersten Geschoßes um mind. 33 % 
kleiner als jedes der darunter liegenden freien, d.h. rundum 
sichtbaren Geschoße ist; nichtüberdachte Terrassen und Bal-
kone sowie Dachüberstände bis 0,20 m des obersten Gescho-
ßes bleiben unberücksichtigt. 

- bei Hauptgebäuden mit Satteldach bzw. Walmdach (sofern es 
sich nicht um Hauptgebäude mit Terrassengeschoß handelt) 
am Schnittpunkt der Außenwand (außen) mit der Dachhaut 
(außen)  

- bei Hauptgebäuden mit Pultdach (sofern es sich nicht um 
Hauptgebäude mit Terrassengeschoß handelt) an der Seite der 
Dachtraufe (niedrigere Seite der beiden horizontal verlaufen-
den Dachabschluss-Seiten) am Schnittpunkt der Außenwand 
(außen) mit der Dachhaut (außen); Hauptgebäude weisen 
dann ein Pultdach auf, wenn mindestens 75 % ihrer Dach-
Ebenen parallel sind. 

- bei Hauptgebäuden mit Flachdach (sofern es sich nicht um 
Hauptgebäude mit Terrassengeschoß handelt) an der Ober-
kante der höchsten Attika; von außen sichtbare Mauern als 
Terrassenbrüstung zählen dabei mit. 

Sofern zulässige Widerkehre, Zwerchgiebel oder Dachaufbauten 
im Bereich des Schnittpunktes der Außenwand mit der Dachhaut 
liegen, ist die Verbindungslinie zwischen den nächst gelegenen 
entsprechenden Schnittpunkten außerhalb solcher Bauteile maß-
geblich. 

Bei Gebäuden, die im Umgriff von zwei unterschiedlichen Festset-
zungen zur "WH über NN" liegen, ist eine "effektive WH über NN" 
entsprechend den Anteilen der Traufen, die in dem jeweiligen Be-
reich liegen, durch lineare Interpolation zu ermitteln. 
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(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 BauNVO; 
Nr. 2.8. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.6  FH .... m ü. NN 

 

 Maximale Firsthöhe über NN 

Die maximale Firsthöhe über NN darf an keiner Stelle des Haupt-
gebäudes den festgesetzten Wert überschreiten und wird wie folgt 
gemessen:  

- bei Hauptgebäuden mit einem Terrassengeschoß an der 
höchsten Stelle des Gebäudes mit folgender Maßgabe: der 
festgesetzte Wert muss um 0,75 m unterschritten werden; 
Hauptgebäude mit Terrassengeschoß sind solche, bei denen 
die Geschoßfläche des obersten Geschoßes um mind. 33 % 
kleiner als jedes der darunter liegenden freien, d.h. rundum 
sichtbaren Geschoße ist; nichtüberdachte Terrassen und Bal-
kone sowie Dachüberstände bis 0,20 m des obersten Gescho-
ßes bleiben unberücksichtigt. 

- bei Hauptgebäuden mit Satteldach bzw. Walmdach (sofern es 
sich nicht um Hauptgebäude mit Terrassengeschoß handelt) 
am höchsten Punkt des Firstes  

- bei Hauptgebäuden mit Pultdach (sofern es sich nicht um 
Hauptgebäude mit Terrassengeschoß handelt) an der höchs-
ten Stelle der Dachkonstruktion (einschließlich Dachüber-
stand) mit folgender Maßgabe: der festgesetzte Wert muss um 
1,25 m unterschritten werden; Hauptgebäude weisen dann 
ein Pultdach auf, wenn mindestens 75 % ihrer Dach-Ebenen 
parallel sind. 

- bei Hauptgebäuden mit Flachdach (sofern es sich nicht um 
Hauptgebäude mit Terrassengeschoß handelt) wird die Höhe 
des Gebäudes ausschließlich durch die festgesetzte Wandhöhe 
begrenzt, die festgesetzte Firsthöhe ist daher nicht relevant.  

Bei Gebäuden, die im Umgriff von zwei unterschiedlichen Festset-
zungen zur "FH über NN" liegen, ist eine "effektive FH über NN" 
entsprechend den Anteilen der Firste, die in dem jeweiligen Be-
reich liegen, durch lineare Interpolation zu ermitteln. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 BauNVO; 
Nr. 2.8. PlanZV; siehe Planzeichnung) 
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2.7  Maximale Gesamthöhe 
von Nebengebäuden 

 

 Die maximale Gesamthöhe von Nebengebäuden (jegliche Gebäu-
deoberkanten) gegenüber dem darunter liegenden natürlichen 
Gelände wird auf 3,00 m beschränkt. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 BauNVO; 
Nr. 2.8. PlanZV) 

    

2.8  o  Offene Bauweise  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 22 Abs. 1 BauNVO; Nr. 3.1. PlanZV; 
siehe Typenschablonen) 

    

2.9    Nur Einzelhäuser zulässig  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 22 Abs. 2 BauNVO; Nr. 3.1.1. PlanZV; 
siehe Typenschablonen) 

    

2.10    Baugrenze  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO; Nr. 3.5. PlanZV; 
siehe Planzeichnung) 

    

2.11    Umgrenzung von Flächen für Garagen und/oder Carports; Ga-
ragen und/oder Carports sind nur innerhalb dieser Flächen (und 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen) zulässig.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; § 12 BauNVO; Nr. 15.3. PlanZV; siehe 
Planzeichnung) 

    

2.12  Nebenanlagen und sons-
tige bauliche Anlagen au-
ßerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche 

 

 In den Baugebieten sind die gemäß § 14 BauNVO zulässigen Ne-
benanlagen und Stellplätze sowie Tiefgaragen auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, müssen jedoch stets 
einen Abstand von 1,50 m zur öffentlichen Verkehrsfläche einhal-
ten.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; §§ 12, 14 u. 23 BauNVO) 

    

2.13  E... Wo  Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden; als 
max. Wohnungsanzahl pro Einzelhaus (als Wohngebäude). 

GA 

E 
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   (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB; siehe Typenschablonen) 

    

2.14    Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhal-
ten sind; innerhalb der Flächen sind keine baulichen Anlagen zu-
lässig; Bäume und Sträucher dürfen erst ab einem Abstand von 
7,50 m zum Fahrbahnrand gepflanzt werden. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB; Nr. 15.8. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.15    Sichtflächen für den fließenden Verkehr; innerhalb der Fläche 
muss eine uneingeschränkte Sicht jeweils zwischen 0,80 m und 
2,50 m über Fahrbahn-Oberkante gewährleistet sein. Einzelne 
Bäume (Hochstämme mit Ast-Ansatz über 2,80 m) sind zulässig. 

Die Bemaßung bezieht sich auf die Schenkel-Längen in Metern (ab 
Einmündungsachse bzw. Fahrbahnrand, Bemaßung beispielhaft 
aus der Planzeichnung). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

2.16    Verkehrsflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.1. PlanZV; siehe Planzeichnung)  

    

2.17    Verkehrsflächen als Begleitfläche; für Straßenbegleitgrün, 
Randflächen (z.B. Schotter-Rasen, Rasenpflaster etc.); Versor-
gungsanlagen sind hier zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

2.18    Einzelner Stellplatz in der öffentlichen Verkehrsfläche 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

2.19    Straßenbegrenzungslinie mit Bemaßung für das Regelprofil; 
äußere Umgrenzung aller Verkehrsflächen (Bemaßung beispielhaft 
aus der Planzeichnung)  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.2. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    keine baulichen  
    Anlagen 

150 

 

3 

5,50 
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2.20    Öffentliche Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestim-
mung als öffentliche Stellplätze; Retentionsanlagen sind hier 
zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.3. PlanZV; siehe Planzeichnung)  

    

2.21  Unterirdische Bauweise 
von Niederspannungslei-
tungen 

 Niederspannungsleitungen sind ausschließlich in unterirdischer 
Bauweise zulässig.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

    

2.22    Retentionsbereich  

Die Entwässerung des Baugebietes erfolgt im Trennsystem. Im 
Baugebiet ist Niederschlagswasser aus Dach-, und Hofflächen so-
wie aus Straßenverkehrsflächen, den zentralen Rückhalteanlagen 
zuzuführen. Dort wird das Regenwasser zwischengespeichert und 
gedrosselt in den bestehenden Regenwasserkanal eingeleitet. Der 
Regenwasserkanal leitet das Niederschlagswasser anschließend in 
den "Hasenweiler Bach". 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB; Nr. 10.2. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.23  Versickerung von Nieder-
schlagswasser in dem 
Baugebiet 

 

 Das Niederschlagswasser, das auf den Dachflächen und Stellplät-
zen innerhalb des Baugebietes anfällt, ist soweit möglich auf dem 
Grundstück über die belebte Bodenzone zu versickern. Nicht versi-
ckerbares Wasser ist durch die Rückhaltebecken zu drosseln und 
wird über ein bestehendes Regenwasserkanalnetz in den "Hasen-
weiler Bach" eingeleitet. 

Für alle baukonstruktiven Elemente, die großflächig mit Nieder-
schlagswasser in Berührung kommen (z.B. Dachdeckungen, jedoch 
nicht Rinnen, Fallrohre, Geländer etc.) sind Oberflächen aus Zink, 
Titan-Zink, Kupfer oder Blei unzulässig, sofern diese Oberflächen 
nicht mit geeigneten anderen Materialien (z.B. Kunststoff-Be-
schichtung) dauerhaft gegen Niederschlagswasser abgeschirmt 
werden. 

(§ 9 Abs. 1 Nrn. 14 u. 20 BauGB) 

    

P 

R 
71
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2.24    Öffentliche Grünfläche als Retentionsfläche ohne bauliche An-
lagen; ausgenommen hiervon sind Anlagen, die der Speicherung 
und Beseitigung von Niederschlagswasser dienen. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB; Nr. 9. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.25    Öffentliche Grünfläche als Ortsrandeingrünung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB; Nr. 9. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.26    Flächen für Abgrabungen; in dem gekennzeichneten Bereich ist 
ein Graben zum Auffang von anfallendem Hangwasser anzulegen.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 17; Nr. 11.2 PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.27  Bodenbeläge im Bauge-
biet 

 Im Baugebiet (private Grundstücke) sind für  

- Stellplätze und 

- Zufahrten und andere untergeordnete Wege 

ausschließlich wasserdurchlässige Beläge (z.B. in Splitt verlegtes 
Pflaster mit Rasenfuge, Drainfugenpflaster, Rasengittersteine, 
Schotterrasen, Kiesflächen) zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

    

2.28    Leitungsrecht zu Gunsten des Versorgungsträgers; bauliche Anla-
gen sind unzulässig. Eine Bepflanzung ist nur mit flachwurzelnden 
Gehölzen zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB; Nr. 15.5. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.29    Zu pflanzende Sträucher, variabler Standort innerhalb der je-
weiligen öffentlichen Grünfläche; es sind ausschließlich Gehölze 
aus der Pflanzliste zu "Pflanzungen im Geltungsbereich" zu ver-
wenden. Die Sträucher sind bei Abgang durch entsprechende 
Neupflanzungen zu ersetzen. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB; Nr. 13.2. PlanZV; siehe Planzeich-
nung) 

    LR  

Öffentliche Grünfläche 2 

Öffentliche Grünfläche 1  
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2.30  Pflanzungen im Geltungs-
bereich  

 Pflanzungen: 

- Für die Pflanzungen innerhalb des Geltungsbereiches sind 
standortgerechte, heimische Bäume und Sträucher aus der un-
ten genannten Pflanzliste zu verwenden. 

- Auf max. 5 % der Grundstücksfläche sind auch Sträucher, die 
nicht in der u.g. Pflanzliste festgesetzt sind, zulässig (z.B. Zier-
sträucher, Rosen-Züchtungen). 

- Für den Geltungsbereich festgesetzte Pflanzliste: 
 

 

 

 

   

   Bäume 1. Wuchsklasse   

   Spitz-Ahorn  Acer platanoides 
   Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus 
   Zitter-Pappel Populus tremula 
   Stiel-Eiche Quercus robur 
   Grau-Erle Alnus incana 
   Hänge-Birke Betula pendula 
   Rotbuche Fagus sylvatica 
   Gewöhnliche Esche Fraxinus excelsior 
   Winter-Linde Tilia cordata 
   Sommer-Linde Tilia platyphyllos 
   Berg-Ulme Ulmus glabra 
     

   Bäume 2. Wuchsklasse   

   Obsthochstämme (ausschließlich Schalen- u. 
Steinobst sowie nicht oder nur in geringem 
Maße Feuerbrand gefährdetes Kernobst) 

 

   Feld-Ahorn Acer campestre 
   Hainbuche Carpinus betulus 
   Vogel-Kirsche Prunus avium 
   Sal-Weide Salix caprea 
   Fahl-Weide Salix rubens 
   Vogelbeere Sorbus aucuparia 
     

   Sträucher  

   Roter Hartriegel Cornus sanguinea 
   Gewöhnlicher Hasel Corylus avellana 
   Eingriffliger Weißdorn Crataegus monogyna 
   Pfaffenhütchen Euonymus europaeus 
   Gewöhnlicher Liguster Ligustrum vulgare 
   Faulbaum Frangula alnus 
   Rote Heckenkirsche Lonicera xylosteum 
   Gewöhnliche Traubenkirsche Prunus padus subsp. padus 
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   Schlehe Prunus spinosa 
   Echter Kreuzdorn Rhamnus cathartica 
   Hunds-Rose Rosa canina 
   Schwarzer Holunder Sambucus nigra 
   Wolliger Schneeball Viburnum lantana 
   Trauben-Holunder Sambucus racemosa 
   Gewöhnlicher Schneeball Viburnum lantana 
     

   (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 
     

    

2.31    Abgrenzung ("Nutzungskordel") von unterschiedlichem Maß der 
Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 BauGB und § 16 Abs. 5 BauNVO; Nr. 15.14. PlanZV; 
siehe Planzeichnung)  

    

2.32  EFH .... m ü. NN  Erdgeschoß-Fußbodenhöhe über NN, gemessen an der Ober-
kante des Erdgeschoß-Roh-Fußbodens, Abweichungen max.: 
° 40cm 

(§ 9 Abs. 3 BauGB; siehe Planzeichnung)  

    

2.33    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungspla-
nes "Moosgatter" der Gemeinde Horgenzell.  

(§ 9 Abs. 7 BauGB; Nr. 15.13. PlanZV; siehe Planzeichnung) 
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3    Örtliche Bauvorschriften (ÖBV) gemäß § 74 LBO mit 
Zeichenerklärung 

    

3.1    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der örtlichen Bauvor-
schriften zum Bebauungsplan "Moosgatter" der Gemeinde Horgen-
zell.  

(§ 9 Abs. 7 BauGB, Nr. 15.13. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

3.2  Dachformen  Alle vorgeschriebenen Dachformen gelten nur für Dächer von 
Hauptgebäuden. Für untergeordnete Bauteile dieser Dächer (z.B. 
Gaupen, Zwerchgiebel) sind andere Dachformen zulässig. 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

    

3.3  SD/PD/WD/FD  Dachform alternativ Satteldach, Pultdach, Walmdach (letzteres 
auch als Zeltdach oder so genanntes Krüppelwalmdach zulässig), 
Flachdach;  

Für die Dachform Pultdach gilt folgende Definition: Mindestens 
75 % aller Dach-Ebenen des jeweiligen Hauptgebäudes müssen 
zueinander parallel sein. Die Fläche einer Dach-Ebene wird in der 
senkrechten Projektion auf die Fläche gemessen. 

Als Flachdächer gelten Dächer bis zu einer Dachneigung von max. 
3°. Nur bei der Errichtung eines Flachdaches ist ein weiteres Ge-
schoß als Terrassengeschoß zulässig. Hauptgebäude mit einem 
Terrassengeschoß sind solche, bei denen die Geschoßfläche des 
obersten Geschoßes um mind. 33 % kleiner als jedes der darunter 
liegenden freien, d.h. rundum sichtbaren Geschoße ist; nichtüber-
dachte Terrassen und Balkone des obersten Geschoßes bleiben un-
berücksichtigt. Für die Dächer der Terrassengeschoße gelten die 
Dachformen entsprechend dieser Vorschrift. 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO; siehe Typenschablonen) 

    

3.4  DN .... - ....°  Dachneigung; Winkel zwischen der Horizontalen und der Ebene 
des Daches als Mindest- und Höchstmaß; gilt für das Dach des 
Hauptgebäudes sowie für Terrassengeschoße und für Widerkehre 
und Zwerchgiebel ab 6,00 m Breite (Außenkante Außenwand). 



 Gemeinde Horgenzell  ¶  Bebauungsplan "Moosgatter" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 
 Textteil (Entwurf) mit 48 Seiten, Fassung vom 10.01.2018 

Seite 14 

Aufgrund der für die entsprechenden Dachformen unterschiedlich 
festgesetzten Dachneigungen gilt folgende Unterscheidung: 

- Hauptgebäude mit einem Terrassengeschoß sind solche, bei 
denen die Geschoßfläche des obersten Geschoßes um mind. 
33 % kleiner als jedes der darunter liegenden freien, d.h. 
rundum sichtbaren Geschoße ist; nichtüberdachte Terrassen 
und Balkone des obersten Geschoßes bleiben unberücksichtigt. 

- Hauptgebäude mit Pultdach sind solche bei denen mindestens 
75 % ihrer Dach-Ebenen parallel sind. 

- Hauptgebäude mit Flachdach weisen eine maximale Dachnei-
gung von 3° auf. 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO; siehe Typenschablonen) 

    

3.5  Solar- und Fotovoltaikan-
lagen auf Dächern 

 

 Thermische Solar- und Fotovoltaikanlagen sind der gewählten 
Dachneigung entsprechend parallel zur Dachfläche, auf der sie 
befestigt werden, auszuführen. Dies gilt nicht für Flach- und Pult-
dächer. Die Aufständerung thermischer Solar- bzw. Fotovoltaik-
anlagen auf Flach- und Pultdächern ist nur unter folgenden Vo-
raussetzungen zulässig: 

- die maximale Höhe der Oberkante der Module gegenüber dem 
jeweils senkrecht darunterliegenden Punkt auf der Dachhaut 
beträgt 1,00 m (Aufständerung) und 

- der waagerechte Abstand der Oberkante der Module zur 
nächstgelegenen Dachkante (Attika, Traufe, Ortgang) muss 
mindestens 1,00 m betragen. 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO; siehe Typenschablonen) 

    

3.6  Materialien   Als Dachdeckung für geneigte Dächer von  

- Hauptgebäuden  

- Garagen sowie 

- sonstigen Nebengebäuden mit mehr als 200 m3 Brutto-
Rauminhalt 

ab einer Dachneigung von 20° sind ausschließlich Dachplatten 
(kleinteilige Schuppendeckung wie z.B. Dachziegel, Dachpfan-
nen, Betondachsteine etc.) zulässig. 
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Für Dachflächen, die der Gewinnung von Sonnenenergie dienen, 
sind darüber hinaus Materialien zulässig, die für diese Anlagen 
(Sonnenkollektoren, Fotovoltaik-Anlagen) üblich bzw. erforder-
lich sind. 

Für untergeordnete Bauteile (Verbindungs-Teile, Abdichtungs-
Elemente etc.) sind darüber hinaus andere Materialien zulässig. 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

    

3.7  Farben   Als Farbe für Dächer sind nur rote bis rotbraune sowie betongraue 
bis anthrazitgraue Töne zulässig, dies gilt nicht für begrünte Dä-
cher. 

Für Dachflächen, die der Gewinnung von Sonnenenergie dienen, 
sind die Farben zulässig, die für entsprechende Anlagen (Sonnen-
kollektoren, Fotovoltaik-Anlagen) üblich bzw. erforderlich sind. 

Für untergeordnete Bauteile (Verbindungs-Teile, Abdichtungs-
Elemente etc.) sind darüber hinaus andere Farben zulässig. 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

    

3.8  Anzahl der Stellplätze in 
dem Baugebiet 

 Die Anzahl der nachzuweisenden Stellplätze pro Wohnung in den 
Baugebieten beträgt zwei. 

(§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO) 
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4    Hinweise und Zeichenerklärung  
    

4.1    Bestehendes Gebäude zur Zeit der Planaufstellung (siehe Plan-
zeichnung) 

    

4.2    Bestehende Grundstücksgrenzen zur Zeit der Planaufstellung 
(siehe Planzeichnung) 

    

    

4.3    Geplante Grundstücksgrenzen; die so gekennzeichneten Grenzen 
stellen einen Vorschlag zur Aufteilung der Grundstücke dar (siehe 
Planzeichnung) 

    

4.4  Nr. ....;....m2  Nummerierung und voraussichtliche Größe der Grundstücke 
(Nummerierung von Nordwest nach Südost; siehe Planzeichnung) 

    

4.5    Bestehende Flurstücksnummer (beispielhaft aus der Planzeich-
nung) 

    

4.6    Vorhandenes (natürliches) Gelände; Darstellung der Höhen-
schichtlinien (beispielhaft aus der Planzeichnung, siehe Planzeich-
nung) 

    

4.7  Natur- und Artenschutz  Die Außenbeleuchtung sollte in den Nachtstunden soweit als aus 
Gründen der Verkehrssicherheit möglichst abgeschaltet oder be-
darfsweise über Bewegungsmelder gesteuert werden. 

Zäune sollten zum Gelände hin einen Abstand von mind. 0,15 m 
zum Durchschlüpfen von Kleinlebewesen aufweisen. 

Die Errichtung von Regenwasser-Auffangbecken (Zisternen) sowie 
eines Komposts wird empfohlen. 

Bei der Pflanzung von Bäumen ist das Nachbarrechtsgesetz zu be-
rücksichtigen. 

    

 
609 

608 
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Wasserleitung 

Mischwasserkanal 

Regenwasserleitung (ge-
plant) 

Schmutzwasserkanal (ge-
plant) 

4.8    Haupt-Versorgungsleitungen unterirdisch, hier Wasserleitung 
(wird verlegt) (siehe Planzeichnung) 

    

4.9    Haupt-Versorgungsleitungen unterirdisch, hier Mischwasserka-
nal (siehe Planzeichnung) 

    

4.10    Haupt-Versorgungsleitungen unterirdisch, hier Telekommunika-
tionskabel der Telekom; die Leitung kann bei Umsetzung der Pla-
nung in den hierfür erforderlichen Bereichen verlegt werden (siehe 
Planzeichnung) 

    

4.11    Haupt-Versorgungsleitungen oberirdisch, hier 20-kV-Freileitung 
der Netze BW (wird verlegt) innerhalb und außerhalb des Geltungs-
bereiches (siehe Planzeichnung) 

    

4.12    Haupt-Versorgungsleitungen unterirdisch, hier geplante Regen-
wasserleitung (siehe Planzeichnung) 

    

4.13    Haupt-Versorgungsleitungen unterirdisch, hier geplanter 
Schmutzwasserkanal (siehe Planzeichnung) 

    

4.14  Versickerungsanlagen für 
Niederschlagswasser 

 Die unter "Versickerung von Niederschlagswasser in dem Baugebiet" 
genannten üblichen Vorgaben zur Bemessung, Planung und (kon-
struktiver) Ausführung von Sickeranlagen sind u.a. dem Arbeitsblatt 
DWA-A 138 (4/2005) und dem Leitfaden "Naturverträgliche Re-
genwasserbewirtschaftung" des Landes Baden-Württemberg zu ent-
nehmen.  

Bemessung und konstruktive Ausführung der Versickerungsanlagen 
für Niederschlagswasser sind regelmäßig im bauaufsichtlichen Ver-
fahren nachzuweisen (Darstellung im Baugesuch). Dabei sollten 
u.a. folgende Maßgaben Beachtung finden:  

- Mindestgröße 15 % der anzuschließenden versiegelten Fläche 

- Tiefe mind. 0,30 m, max. 0,50 m 

Telekommunikationslei-
tung 

20-kV-Freileitung der Netze 
BW 
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- Überlastungshäufigkeit max. 0,2 (d.h. im Durchschnitt max. 
1 mal in 5 Jahren) 

- Ausbildung als Einzelmulde oder vernetzte Mulden 

- Lage und Gebäudeabstand nach den Vorgaben des ATV-DVWK-
A 138, Ziff. 3.2.2  

- Zufluss zur Versickerungsanlage für Niederschlagswasser mög-
lichst oberflächig über bewachsenen Oberboden, Rinnen aus ver-
fugten Pflastersteinen, o.ä. 

- Bei unzureichend versickerungsfähigem Untergrund sind so ge-
nannte Mulden-Rigolen-Elemente nach ATV-DVWK-A 138, 
Ziff. 3.3.3 sinnvoll. 

- Der Einbau einer Zisterne entbindet nicht vom Bau einer Versi-
ckerungsanlage für Niederschlagswasser. 

- Notüberläufe der privaten Sickeranlagen müssen an das öffent-
liche Notüberlaufsystem angeschlossen werden (technische In-
formationen sind über die kommunale Bauverwaltung erhält-
lich). 

Während der Bauzeit sollten die für die Versickerung vorgesehenen 
Flächen wie folgt vor Verdichtung geschützt werden:  

- keine Lagerung von Baumaterialien und Bodenaushub 

- kein Befahren  

- keine Nutzung als Waschplatz jeglicher Art 

Zur fachgerechten Planung und Bauüberwachung der Versicke-
rungsanlagen für Niederschlagswasser ist das Hinzuziehen eines 
Fach-Ingenieurs sinnvoll. 

Das Versickern von Niederschlagswasser stellt eine Gewässernut-
zung dar, die grundsätzlich einer rechtlichen Erlaubnis durch das 
zuständige Landratsamt bedarf. Inwiefern im Einzelfall eine erlaub-
nisfreie Versickerung durchgeführt werden kann (Verordnung über 
die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser) sollte von der 
Bauherrschaft bei dem zuständigen Landratsamt in Erfahrung ge-
bracht werden. 

In privaten Grundstücken darf nur unverschmutztes Niederschlags-
wasser versickert werden. Zur Vermeidung einer Verunreinigung des 
Niederschlagswassers sollte auf Tätigkeiten wie z.B. Autowäsche, 
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andere Reinigungsarbeiten, Be- und Entladungsarbeiten gefährli-
cher Stoffe etc. verzichtet werden.  

Auch für die nicht großflächigen baukonstruktiven Elemente sollte 
auf die Verwendung von Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer 
oder Blei verzichtet werden. Als Alternativen für Rinnen und Fall-
rohre stehen Chrom-Nickel-Stähle (Edelstahl), Aluminium, Kunst-
stoffe oder entsprechende Beschichtungen zur Verfügung. 

    

4.15  Bodenschutz  Um den sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden 
sicherzustellen wird empfohlen, ein Bodenmanagementkonzept zu 
erstellen und die Bauausführung bodenkundlich begleiten zu las-
sen. Das Bodenmanagementkonzept sollte folgende Punkte umfas-
sen: Feststellung der physikalischen Eigenschaften des auszuheben-
den Bodens; Erdmassenberechnungen (getrennt nach A-, B-, C-Ho-
rizont); Mengenangaben bezügl. künftiger Verwendung des Bodens; 
direkte Verwendung (im Baugebiet, außerhalb des Baugebietes); 
Trennung von Oberboden und kulturfähigem Unterboden bei Aus-
bau und Lagerung; Zwischenlagerung (Anlage von Mieten nach der 
DIN 19731); Maßnahmen zur Vermeidung und zur Beseitigung von 
Bodenverdichtungen; Ausweisung von Lagerflächen sowie Auswei-
sung von Tabuflächen (keine bauseitige Beanspruchung). Informa-
tionen zum Bodenschutz bei Baumaßnahmen enthält der Flyer "Bo-
denschutz beim Bauen", der als pdf auf der Homepage des Land-
ratsamtes Ravensburg verfügbar ist. 

Die DIN 19731 ("Bodenbeschaffenheit ð Verwertung von Boden-
material") und DIN 18915 ("Vegetationstechnik im Landschaftsbau 
ð Bodenarbeiten") sind bei der Bauausführung einzuhalten. 

    

4.16  Brandschutz  Für die Zufahrten gilt die "Verwaltungsvorschrift über Flächen für 
Rettungsgeräte der Feuerwehr auf Grundstücken" in der jeweils ak-
tuellen Fassung (VwV Feuerwehrflächen). 

Für die Ermittlung der Löschwasserversorgung gilt das Regelwerk 
der DVGW Arbeitsblatt W 405. 

Als Hydranten sollten Überflurhydranten DN 100 vorgesehen wer-
den. Die Abstände der Hydranten zueinander sollten 100-200 m 
nicht überschreiten. 
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4.17  Ergänzende Hinweise  Auf Grund der Beschaffenheit des Baugrundes der näheren Umge-
bung kann von einer Bebaubarkeit im überplanten Bereich ausge-
gangen werden. Den Bauherren wird darüber hinaus empfohlen, im 
Rahmen der Bauvorbereitungen eigene Erhebungen durchzuführen 
(z.B. Schürfgruben, Bohrungen). 

Sollten bei Erdarbeiten Funde (beispielsweise Scherben, Metallteile, 
Knochen) und Befunde (z.B. Mauern, Gräber, Gruben, Brandschich-
ten) entdeckt werden, ist das Landesamt für Denkmalpflege beim 
Regierungspräsidium Stuttgart (Abt. 8) unverzüglich zu benachrich-
tigen. Fund und Fundstelle sind bis zur sachgerechten Begutach-
tung, mindestens bis zum Ablauf des 4. Werktags nach Anzeige, un-
verändert im Boden zu belassen. Die Möglichkeit zur fachgerechten 
Dokumentation und Fundbergung ist einzuräumen (gem. § 20 des 
Denkmalschutzgesetzes (DSchG)). Werden bei Aushubarbeiten Ver-
unreinigungen des Bodens festgestellt (z.B. Müllrückstände, Verfär-
bungen des Bodens, auffälliger Geruch o.ä.), ist das zuständige 
Landratsamt unverzüglich zu benachrichtigen.  

In den verkehrsberuhigten Bereichen bzw. in den Bereichen von 
Stich- und Einbahnstraßen behält sich die Gemeinde Horgenzell vor, 
die Entleerung der Müllbehälter gesammelt an einem Standort 
durchführen zu lassen. 

Für die Erschließung des Gebietes ist es notwendig, Kabelverteiler-
schränke, Straßenlaternen oder ähnliche Einrichtungen in der öf-
fentlichen/privaten Fläche zu installieren. Die Gemeinde Horgenzell 
behält sich die Auswahl der hierfür geeigneten Standorte sowie evtl. 
erforderliche Vereinbarungen vor.  

Den Bauherren wird empfohlen, ein Leer-Rohr von der Erschlie-
ßungs-Straße zum Gebäude zur Aufnahme der Telekommunikati-
onskabel vorzusehen.  

Auf Grund der angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen 
ist mit der Einwirkung von vorübergehenden belästigenden Geruchs-
Immissionen (z.B. durch Aufbringen von Flüssigdung, Pflanzen-
schutzmitteln etc.) sowie Lärm-Immissionen (z.B. Traktorengeräu-
sche, Kuhglocken etc.) zu rechnen. 

    

4.18  Plangenauigkeit  Obwohl die Planzeichnung auf einer digitalen (CAD) Grundlage er-
stellt ist (hohe Genauigkeit), können sich im Rahmen der Ausfüh-
rungs-Planung und/oder der späteren Einmessung Abweichungen 
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ergeben (z.B. unterschiedliche Ausformung der Verkehrsflächen, un-
terschiedliche Grundstücksgrößen etc.). Weder die Gemeinde Hor-
genzell noch die Planungsbüros übernehmen hierfür die Gewähr.  

    

4.19  Lesbarkeit der Planzeich-
nung 

 Zur Lesbarkeit der Planzeichnung werden übereinander liegende Li-
nien nebeneinander dargestellt (z.B. Nutzungskette und vorgeschla-
gene Grundstücksgrenze).  

Die Art der baulichen Nutzung gilt entsprechend der zugeordneten 
Farbe und damit auch über festgesetzte Nutzungsketten hinweg. 
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5  Satzung 
 

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634), § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 
(GBl. BW S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Verordnung vom 23.02.2017 (GBl. S. 99), § 74 der 
Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. S. 416), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.11.2017 (GBl. S. 612, 613) der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) sowie der Planzeichenverordnung 
(PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
04.05.2017 (BGBl. I S. 1057), hat der Gemeinderat der Gemeinde Horgenzell den Bebauungsplan "Moosgat-
ter" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu in öffentlicher Sitzung am ...................... beschlossen. 

 
 § 1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Moosgatter" und der örtlichen Bauvorschriften hierzu 
ergibt sich aus deren zeichnerischem Teil vom 10.01.2018. 

 

 § 2 Bestandteile der Satzung  

Der Bebauungsplan "Moosgatter" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu bestehen aus der Planzeichnung 
und dem Textteil vom 10.01.2018. Dem Bebauungsplan und den örtlichen Bauvorschriften hierzu wird die 
jeweilige Begründung vom 10.01.2018 beigefügt, ohne deren Bestandteil zu sein. 

 
 § 3 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 75 LBO handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den auf Grund von § 74 LBO 
erlassenen örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt. Zuwiderhandeln kann mit Geldbußen bis zu 100.000,- ł 
(Einhunderttausend Euro) belegt werden.  

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig die Vorschriften   

- zu Dachformen 

- zu Dachneigungen 

- zu Solar- und Fotovoltaikanlagen auf Dächern 

- zu Materialien 

- zu Farben 

- zur Anzahl der Stellplätze in dem Baugebiet 

nicht einhält oder über- bzw. unterschreitet.  
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 § 4 In-Kraft-Treten 

Der Bebauungsplan "Moosgatter" der Gemeinde Horgenzell und die örtlichen Bauvorschriften hierzu treten mit 
der ortsüblichen Bekanntmachung des jeweiligen Satzungsbeschlusses in Kraft (gem. § 10 Abs. 3 BauGB).  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Horgenzell, den ........................  

 
 
.......................................................... 
(Bürgermeister Restle) (Dienstsiegel) 
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6  Begründung ð Städtebaulicher Teil 
  

6.1  Allgemeine Angaben 

  Zusammenfassung 

  Durch den Bebauungsplan "Moosgatter" wird ein allgemeines Wohngebiet (WA) östlich des Ort-
steiles "Hasenweiler" ausgewiesen. 

  Das Plangebiet grenzt westlich und südlich an die bestehende Wohnbebauung des Ortsteiles "Ha-
senweiler" sowie nördlich, östlich und südöstlich an landwirtschaftliche genutzte Flächen. Die ver-
kehrliche Anbindung erfolgt von zwei Seiten: über die Kreis-Straße 7972 im Norden und über den 
"Gollenbühlweg" im Süden.  

  Die Aufstellung des Bebauungsplanes dient dazu, durch die Neuausweisung eines Wohngebietes 
den Wohnraumbedarf der ortsansässigen Bevölkerung zu decken und hierdurch die bestehenden 
Infrastruktureinrichtungen langfristig zu sichern. Das Plangebiet ist auf Grund seiner Lage am Orts-
rand mit nahe gelegenem Ortszentrum, den topographischen Gegebenheiten sowie wegen des un-
mittelbar angrenzenden Wohngebietes für die geplante Nutzung gut geeignet. 

  Der rechtsgültige Flächennutzungsplan stellt für den Bereich bereits eine Wohnbaufläche (W) (Pla-
nung) dar. Das Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit erfüllt.  

  Die Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB sowie die Erstellung eines Um-
weltberichtes gem. § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB sowie Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB ist nicht 
erforderlich, da die Aufstellung des Bebauungsplanes "Moosgatter" im beschleunigten Verfahren 
erfolgt (gem. § 13b BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB). 

  Ein Ausgleich bzw. eine Abarbeitung der Eingriffs-Regelung ist nicht erforderlich. Eingriffe, die auf 
Grund des Bebauungsplanes "Moosgatter" zu erwarten sind, gelten als im Sinne des § 1a Abs. 3 
Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig (gem. § 13b BauGB i.V.m. 
§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB). 

 
  Abgrenzung und Beschreibung des Plangebietes 

  Der zu überplanende Bereich befindet sich östlich des Ortes "Hasenweiler". Er grenzt im Westen an 
die bestehende Wohnbebauung des Ortsteiles "Hasenweiler", im Norden an die Kreis-Straße 7972, 
im Osten an landwirtschaftlich genutzte Flächen und im Süden an den "Gollenbühlweg".  

  Der Geltungsbereich erstreckt sich über landwirtschaftlich genutzte Flächen. Darüber hinaus sind 
für die Bereiche der Einmündung in die Kreis-Straße 7972 die erforderlichen Sichtflächen                
aufgenommen.  
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  Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich folgende Grundstücke mit den Fl.-Nrn.: 587 (Teil-
fläche), 461/1 (Teilfläche), 466, 467, 468 und 469. 

 

6.2  Städtebauliche und planungsrechtliche Belange 

  Bestands-Daten und allgemeine Grundstücks-Morphologie 

  Die landschaftlichen Bezüge werden von der Lage innerhalb des Oberschwäbischen Hügellandes 
bestimmt. 

  Innerhalb des überplanten Bereiches befinden sich außer zwei Schuppen keine bestehenden Ge-
bäude. Darüber hinaus sind keine heraus ragenden naturräumlichen Einzelelemente vorhanden. 

  Die Topografie innerhalb des überplanten Bereiches weist ein Gefälle von Nordosten nach Südwes-
ten hinauf. Das Gelände fällt um etwa 18 m von 619 m ü. NN auf 601 m ü. NN ab. Die Geländen-
eigung bewegt sich in einem Bereich um etwa 9,5 %. Die Anschlüsse an die bereits bebauten 
Grundstücke im Westen sind unproblematisch.  

 
  Erfordernis der Planung  

  Die Aufstellung des Bebauungsplanes dient der Ausweisung von Wohnbauflächen zur Deckung des 
Wohnbedarfs der ortsansässigen Bevölkerung und darüber hinaus in geringem Umfang zuzugs- 
bzw. rückzugswilliger Bevölkerung aus dem Umland. Zum Zeitpunkt der Planaufstellung waren in 
der Gemeindeverwaltung zahlreiche konkrete Anfragen zu Wohnbaugrundstücken registriert, für 
das neue Baugebiet allein liegen Anfragen von über 40 Interessenten vor. Ohne die Aufstellung 
eines Bebauungsplanes ist es der Gemeinde nicht möglich, dieser Nachfrage gerecht zu werden, da 
die Möglichkeiten der Innenentwicklung in dem Ortsteil "Hasenweiler" weitgehend erschöpft sind. 
Es stehen nicht ausreichend Baulücken, Gebäudeleerstände oder sonstige Nachverdichtungspoten-
ziale zur Verfügung, um die kurz- bis mittelfristige Nachfrage nach Wohngrundstücken zu decken. 
Zudem ist die letzte Wohngebietsausweisung im Ortsteil "Hasenweiler" bereits 13 Jahre her und 
vollständig umgesetzt. Der Gemeinde erwächst daher ein Erfordernis bauleitplanerisch steuernd 
einzugreifen. 

 
  Übergeordnete Planungen 

  Für den überplanten Bereich sind u.a. folgende Ziele des Landesentwicklungsplanes 2002 Baden-
Württemberg (LEP 2002) des Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg maßgeblich: 

 - - 3.1.2 Die Siedlungstätigkeit ist vorrangig auf Siedlungsbereiche sowie Schwer-
punkte des Wohnungsbaus und Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und 
Dienstleistungseinrichtungen zu konzentrieren.  
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 - - 3.1.6 Die Siedlungsentwicklung ist durch kleinräumige Zuordnungen von Raumnut-
zungen, insbesondere der Funktionen Wohnen und Arbeiten, so zu gestalten, 
dass verkehrsbedingte Belastungen zurückgehen und zusätzlicher motorisier-
ter Verkehr möglichst vermieden wird. [é]  

 - - 3.1.9 Die Siedlungsentwicklung ist vorrangig am Bestand auszurichten. Dazu sind 
Möglichkeiten der Verdichtung und Arrondierung zu nutzen, Baulücken und 
Baulandreserven zu berücksichtigen sowie Brach-, Konversions- und Altlas-
tenflächen neuen Nutzungen zuzuführen. Die Inanspruchnahme von Böden 
mit besonderer Bedeutung für den Naturhaushalt und die Landwirtschaft ist 
auf das Unvermeidbare zu beschränken.  

 - - Karte zu 2.1.1 
"Raumkatego-
rien" 

Darstellung als ländlicher Raum im engeren Sinne. 

 
  Zur Gewährleistung einer angemessenen Versorgung mit Wohnraum im Bereich des Ortsteiles "Ha-

senweiler" ist eine Erweiterung des dortigen Wohnraum-Angebotes erforderlich. Eine Weiterent-
wicklung der gewachsenen Siedlungsstrukturen durch Bestandspflege, Modernisierung, Revitalisie-
rung, Flächenrecycling und Nachverdichtung zur Bereitstellung des erforderlichen Wohnraumes ist 
hierbei nicht im erforderlichen Umfang möglich. Zum Zeitpunkt der Planaufstellung waren innerorts 
keine Brachflächen vorhanden. Die Gebäudeleerstände sowie die Baulücken sind alle in Privatbesitz 
und können auf Nachfrage der Gemeinde bei den Eigentümern auch kurz- bis mittelfristig nicht 
erworben werden. Hinzu sind sie auf Grund der derzeitigen Nutzung als Obstgärten bzw. Grünland-
flächen nicht entwickelbar. Die nun überplanten Flächen konnten von der Gemeinde erworben wer-
den, wodurch gesichert werden kann, dass das Entwicklungspotenzial dieser Flächenentwicklung 
schnell greifen kann. Insofern stellt der gewählte Standort derzeit die einzige zusammenhängende 
Fläche dar, um den für eine angemessene Entwicklung des Ortsteiles "Hasenweiler" erforderlichen 
Wohnraum zur Verfügung zu stellen. 

  Für den überplanten Bereich sind u.a. folgende Ziele des Regionalplanes Bodensee-Oberschwaben 
nach der Verbindlichkeitserklärung vom 04.04.1996 des Regionalverbandes Bodensee-Ober-
schwaben maßgeblich: 

 

 - - 2.2.1 Die Siedlungsentwicklung, der Ausbau der Infrastruktur und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen ist vorrangig auf die Siedlungsbereiche im Zuge der Entwick-
lungsachsen und der regional bedeutsamen Verkehrsverbindungen zu kon-
zentrieren.  

 - - 2.2.3 (1) 
2.2.3 (2) 
/Strukturkarte 

Regionale Entwicklungsachse  
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Meßkirch-Pfullendorf-Wilhelmsdorf-Ravensburg-Wangen i.A.-Isny i.A.-
(Kempten) und Wangen i.A.-(Lindenberg) mit den Siedlungsbereichen Meß-
kirch, Pfullendorf, Wilhelmsdorf, Ravensburg/Weingarten, Wangen i.A.-Isny 
i.A. im Zuge der Landes-Straßen L 195; L 212, L 201, L 201b, L 288, B 32, 
B 12. 

 - - 2.3.2/Karte 
"Siedlung" 

Ausweisung der Gemeinde Horgenzell als Gemeinde im ländlichen Bereich mit 
angemessener Siedlungsentwicklung. Durch die Eigenentwicklung und mögli-
che Wanderungsgewinne soll die Tragfähigkeit für die kommunale Infrastruk-
tur gesichert werden.  

 
  Das Plangebiet befindet sich im Randbereich der regionalen Entwicklungsachse Meßkirch-Pfullen-

dorf-Wilhelmsdorf-Ravensburg-Wangen i.A.-Isny i.A.-(Kempten) des Regionalplanes Bodensee-
Oberschwaben. Darüber hinaus ist die Gemeinde Horgenzell im Regionalplan als Gemeinde im 
ländlichen Bereich mit angemessener Siedlungsentwicklung ausgewiesen. Die Ziele des Regional-
planes fordern ausdrücklich die Sicherung eines quantitativ und qualitativ ausreichenden Woh-
nungs-Angebotes in diesem Bereich, wenngleich dieses Ziel von der Verbindlichkeit ausgenommen 
wurde.  

  Die Planung steht somit in keinem Widerspruch zu den o.g. für diesen Bereich relevanten Zielen 
des Landesentwicklungsplanes 2002 (LEP 2002) sowie des Regionalplanes Bodensee-Oberschwa-
ben. 

  Die Gemeinde Horgenzell verfügt über einen rechtsgültigen Flächennutzungsplan. Die überplanten 
Flächen werden hierin als Wohnbaufläche (Planung) dargestellt. Der Bebauungsplan konkretisiert 
diese Vorgaben durch Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes (WA). Das Entwicklungsgebot 
des § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB ist damit erfüllt. 

  Denkmäler im Sinne des Denkmalschutzgesetzes Baden-Württemberg (DSchG) sind im Plangebiet 
nicht vorhanden. 

  Inhalte von anderen übergeordneten Planungen oder andere rechtliche Vorgaben werden durch 
diese Planung nicht tangiert.  

 
  Entwicklung, allgemeine Zielsetzung und Systematik der Planung  

  Zu einer sehr frühen Phase der Entwicklung der Planung wurden unterschiedliche Alternativ-Stand-
orte für die Ausweisung eines Wohngebietes innerhalb des Gemeindegebietes diskutiert und abge-
wogen. Bei dem vorliegenden Plangebiet handelt es sich um die einzige Fläche die gleichzeitig 
erstens an den Siedlungskörper von "Hasenweiler" anschließt, zweitens aus dem Flächennutzungs-
plan entwickelt wird, drittens in ihrem Umfang die geplante Wohnbauentwicklung aufnehmen 
kann und viertens nicht als Streuobstwiese benutzt wird. Als Wohngebiet erscheint der überplante 
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Bereich zudem auf Grund seiner Nähe zum Ortskern und seiner starken Anbindung an die vorhan-
dene Siedlungsstruktur geeignet. Der Bereich ist wenig exponiert und greift nicht unnatürlich in die 
Landschaft ein. Nutzungskonflikte sind nicht gegeben oder lassen sich vollständig ausräumen. Die 
hinzutretende Bebauung ist in ihrem Ausmaß mit einer organischen Siedlungsentwicklung im Ge-
samtgemeindegebiet vereinbar. 

  Im Rahmen eines Behördenunterrichtungs-Termines gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde im Besonde-
ren auf die Bedingungen zur geplanten Einmündung in die Kreis-Straße 7972 sowie auf die Erfor-
derlichkeit Artenschutzrechtlicher Untersuchungen hingewiesen.  

  Bei einem Termin zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde 
im Besonderen die Verkehrsregelung zu den Bestandsstraßen sowie der zeitliche Ablauf und die 
Vergabe der Grundstücke diskutiert. Außerdem wurde auf die Problematik des abfließenden Hang-
wassers hingewiesen.  

  Allgemeine Zielsetzung der Planung ist es, das Plangebiet unter Berücksichtigung der angrenzen-
den Bestandbebauung als Wohngebiet zu entwickeln.  

  Für das geplante Wohnbauquartier soll erreicht werden, dass es zu der vorhandenen Siedlungs-
Struktur hinzutritt, ohne als Fremdkörper zu erscheinen. Ziel der Planung ist es darüber hinaus, 
bei möglichst effektiver Ausnutzung der Flächen preisgünstigen Wohnraum für die ortsansässige 
Bevölkerung zu schaffen, ohne dadurch das Orts- und Landschaftsbild wesentlich zu beeinträchti-
gen. 

  Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich genutzter Flächen im Sinne des § 1a Abs. 2 
BauGB wurde von der Verwaltung geprüft. Hierzu wurde eine Ermittlung zu den Möglichkeiten der 
Innenentwicklung erstellt. Diese ist der Begründung als Anlage (s. Anlage 1) beigefügt. Im Ergebnis 
stellen die Potenziale der Innenentwicklung keine Alternative zur Planung dar. 

  Für die Umsetzung der Planung soll erreicht werden, dass unterschiedliche und zeitgemäße Bau-
formen verwirklicht werden können. Auf diese Weise soll ein flexibles und bedarfsgerechtes Pla-
nungs-Instrument geschaffen werden.  

  Die Systematik des Bebauungsplanes entspricht den Anforderungen des § 30 Abs. 1 BauGB ("qua-
lifizierter Bebauungsplan"). Dadurch regelt der Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben in 
dem überplanten Bereich abschließend. Der Bauherrschaft stehen bei Vorliegen der entsprechenden 
Voraussetzungen Vereinfachungen im Rahmen des bauaufsichtlichen Verfahrens (entsprechend den 
jeweils geltenden Vorschriften) zur Verfügung (zur Zeit der Planaufstellung Kenntnisgabeverfahren 
gem. § 51 LBO). 

  Die Aufstellung des Bebauungsplanes "Moosgatter" und der örtlichen Bauvorschriften hierzu erfolgt 
im so genannten beschleunigten Verfahren gem. § 13b BauGB i.V.m. § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB. 
Dies ist aus folgenden Gründen möglich:  
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- die zulässige Grundfläche liegt bei 5.811 m² überbaubarer Grundfläche und folglich unter 
10.000 m². 

- bei dem Vorhaben handelt sich um die Schaffung von Baurecht für die Zulässigkeit von Wohn-
nutzung. Es ist ein allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. 

- die Flächen schließen an im Zusammenhang bebaute Ortsteile an. 

- es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b 
BauGB genannten Schutzgüter, da sich Bereiche solcher Schutzgüter nicht in räumlicher Nähe 
des überplanten Bereiches befinden. 

Somit sind die Voraussetzungen für die Anwendung des beschleunigten Verfahrens im Sinne des 
§ 13b BauGB i.V.m. § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB eingehalten. 

  Der redaktionelle Aufbau des Bebauungsplanes leitet sich aus der Systematik der Rechtsgrundlagen 
ab. Schema-Schnitte zu den einzelnen Gebäudetypen wurden erarbeitet und dienten als Anschau-
ungs-Hilfe im Rahmen der Gemeinderats-Sitzungen und der Beteiligung der Bürger. Sie werden 
von den verbindlichen Inhalten des Bebauungsplanes ausgeklammert, um Missverständnisse bei 
der Interpretation der Verbindlichkeit solcher Darstellungen zu vermeiden. 

 
  Städtebauliche Entwurfs-Alternativen 

  Im Rahmen der Entwurfs-Planung wurden 9 unterschiedliche Alternativen erarbeitet. Die Alterna-
tiven 1, 1.1, 1.2, 1.3, 2 und 3 bezogen sich allerdings auf einem kleineren Umgriff des Plange-
bietes, welcher im Planungsprozess vergrößert wurde. Aus diesem Grund wurden dann die Alterna-
tiven 4 und 5 für den endgültigen Geltungsbereich erarbeitet. Die Alternative 4 sieht eine Erschlie-
ßung über eine Ringstraße vor mit einer Ausfahrt nach Norden und zwei nach Süden, eine für 
Kraftfahrzeuge und eine für Fußgänger und Fahrradfahrer. Zwei Anschlüsse zu einer möglichen 
Erweiterung nach Osten sind vorhanden. Die durchschnittliche Grundstücksgröße liegt bei 635 m², 
alle Gebäude sind Einzelhäuser. Auf zwei größeren Grundstücken im Norden sind Mehrfamilien-
häuser dargestellt, sonst sind Einfamilienhäuser vorgesehen. Die Alternative 5 unterscheidet sich 
davon durch eine innere Erschließung über eine doppelte Ringstraße, wodurch kein Hinterlieger-
grundstück entstehen. Die letztere Alternative wurde von der Gemeinde zugestimmt und anschlie-
ßend als Alternative 6 weiterentwickelt, wobei die Anzahl von Baugrundstücke im Osten reduziert 
wurde. Danach wurde die endgültigen Alternative 6.1 erarbeitet, in der eine Fläche für einen Gra-
ben zum Auffang von anfallendem Hangwasser parallel zur östlichen Grenze des Gebietes gezeich-
net wurde.  

  Die Alternative 6.1 sieht eine Erschließung über eine doppelte Ringstraße vor, mit einem Anschluss 
zur Kreis-Straße 7972 im Norden, zwei Anschlüssen zum "Gollenbühlweg" im Süden, ein für Kraft-
fahrzeuge und ein für Fußgänger und Fahrradfahrer. Außerdem ist eine mögliche Erweiterung nach 
Osten gesichert. Es sind Einzelhäuser vorgesehen; auf zwei Grundstücke im Nordwesten sind Mehr-
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familienhäuser dargestellt. Die durchschnittliche Grundstücksgröße der Grundstücke für Einfamili-
enhäuser liegt bei 549 m², die der Grundstücke für Mehrfamilienhäuser bei 704 m². Ein Graben 
zum Auffang von anfallendem Hangwasser läuft parallel zur östlichen Grenze des Gebietes.  

 
 

  Räumlich-strukturelles Konzept 

  Das räumlich-strukturelle Konzept zielt darauf ab, das neu geplante Wohngebiet städtebaulich 
sinnvoll an die angrenzend bestehende Siedlungsstruktur anzubinden und diese zu ergänzen sowie 
die Möglichkeit einer Erweiterung in östlicher Richtung offen zu lassen. 

  Im geplanten Wohngebiet wird auf eine ausschließlich traufständige Anordnung der Gebäude zu 
Gunsten einer auf die jeweilige Situation hin bezogenen Anordnung verzichtet. Die Siedlungs-
Struktur im Ortskern von Hasenweiler zeigt einen Wechsel von traufständiger und giebelständiger 
Gebäudeanordnung auf, der durch Nebengebäude ergänzt wird und eine spannungsreiche Stra-
ßenraumgliederung schafft. Die so geschaffenen Blickbeziehungen in Verbindung mit einer leben-
digen Ortsrand-Situation schaffen einen organischen Übergang zwischen bebauten Bereichen und 
freier Landschaft. 

  Auf die Umsetzbarkeit von alternativen Formen der Energiegewinnung wird geachtet wird ein be-
sonderer Stellenwert gelegt. Eine exakte bzw. verbindliche oder gar ausschließliche Ausrichtung 
aller Gebäude in Ost-West-Richtung ist jedoch aus städtebaulichen Gründen nicht sinnvoll. Durch 
die erhöhte Wärmedämmfähigkeit der Bauteile (insbesondere von Glas) zeichnet sich ab, dass sich 
der Schwerpunkt der Energie-Einsparung bzw. Wärmegewinnung zu Heiz-Zwecken auf die Fassade 
der Gebäude verlagern wird (z.B. so genanntes "Passivhaus"). Die Effizienz von Sonnenkollektoren 
für die Brauchwassergewinnung ist von einer strengen Ausrichtung des Gebäudes relativ unabhän-
gig. Sie lässt sich zudem durch eine Einbeziehung von Nebengebäuden oder Gebäude-Anbauten 
(z.B. Widerkehr) mit entsprechend steiler Dachneigung optimieren. 

 
  Planungsrechtliche Vorschriften 

  Für den Bereich ist ein allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. 

 Als Festsetzungs-Alternative zum allgemeinen Wohngebiet (WA) wäre auch ein reines Wohngebiet 
(WR) möglich, jedoch soll in Anlehnung an die angrenzenden Nutzungen die Art der baulichen 
Nutzung nicht auf ein reines Wohngebiet (WR) eingeschränkt werden. 

  
  Auf der Grundlage des § 1 der BauNVO werden innerhalb des gesamten Gebietes sowie der beiden 

Zonen Veränderungen wie folgt vorgenommen:  

 - Im allgemeinen Wohngebiet soll die Reduzierung von der Versorgung des Gebietes dienenden 
Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetrieben auf eine 
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ausnahmsweise Zulässigkeit Fehlentwicklungen vermeiden. Der Bereich ist auf Grund seiner 
Erschließungs-Situation und Grundstücks-Bemessung nur bedingt geeignet, solche Betriebe 
aufzunehmen. Zudem sind die damit u.U. verbundenen Nutzungskonflikte auf Grund der Klein-
räumigkeit des geplanten Wohngebietes teilweise nur schwer lösbar. Eine gleichzeitige Ein-
schränkung der Nutzungen nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 (Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke) auf eine ausnahmsweise Zulässigkeit wird jedoch nicht 
vorgenommen. Die zuletzt genannten Nutzungen sind innerhalb des Bereiches erforderlich. 
Durch eine Einschränkung bestünde darüber hinaus die Gefahr, den Gebiets-Charakter vom 
Grundsatz her zu unterlaufen.  

- Grundsätzlichen Ausschluss erfahren im allgemeinen Wohngebiet (WA) die in § 4 Abs. 3 Nrn. 1, 
2, 3 und 5 BauNVO angeführten Nutzungen: Betriebe des Beherbergungshewerbes, sonstige 
nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen sowie Tankstellen. Die genannten 
Nutzungen sind nicht geeignet, innerhalb der überplanten Flächen aufgenommen zu werden. 
Unlösbare Nutzungskonflikte sowie die Unmöglichkeit der Integration in die kleinräumige städ-
tebauliche Gesamtsituation sind die Gründe hierfür. 

  
  Die Festsetzungen über das Maß der baulichen Nutzung konzentrieren sich auf das in der Baunut-

zungsverordnung (§ 16 Abs. 3 u. 4 BauNVO) angegebene Erfordernis zur Erlangung der Eigen-
schaften eines Bebauungsplanes im Sinne des § 30 Abs. 1 BauGB ("qualifizierter Bebauungsplan"). 
Dabei erhalten diejenigen Größen den Vorzug, die bezüglich ihrer Lesbarkeit unmissverständlich 
sind. 

 - Die Festsetzung der Grundflächenzahl im Plangebiet ergibt einen großen Spielraum bei der 
Aufteilung der Grundstücke und der Verwirklichung von unterschiedlichen Gebäudetypen bzw. -
anordnungen. Der festgesetzte Wert von 0,40 befindet sich im Rahmen der im § 17 der Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) definierten Obergrenzen für Wohngebiete. Der im gesamten Plan-
gebiet zulässige Höchstwert von 0,30 und 0,40 stellen eine für die ländliche Umgebung ange-
passte Festsetzung dar. Sie berücksichtigen die Erfordernisse eines stärkeren Befestigungsauf-
wandes zur Nutzung der stark nach Südwesten hin abfallenden Flächen. Eine weitere Verdich-
tung in dieser Lage und an diesem Standort ist städtebaulich nicht angepasst. 

 - Durch die Möglichkeit, die zulässige Grundfläche für bauliche Anlagen durch Parkplätze, Zu-
fahrten etc. zu überschreiten, wird eine sinnvolle Voraussetzung getroffen, um den ruhenden 
Verkehr aus den öffentlichen Bereichen fern zu halten. Die in der Baunutzungsverordnung (§ 19 
Abs. 4) vorgesehene Überschreitungs-Möglichkeit von 50 % ist für ein Baugebiet der vorliegen-
den geplanten Art nicht ausreichend. Allein durch die erforderlichen und zulässigen Garagen 
und/oder Stellplätze ist in der Regel das Überschreitungs-Potenzial ausgeschöpft. Zu berück-
sichtigen bleiben alle anderen Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO (Wege, Terrassen, 
Schuppen, Gewächshäuschen, Spielgeräte, Schwimmbecken etc.) sowie unter Umständen un-
terirdische Anlagen. Eine beliebige Ausdehnung der Überschreitungs-Möglichkeit für alle in 
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§ 19 BauNVO genannten Anlagen auf den im Plan festgesetzten Wert würde u.U. zu Fehlent-
wicklungen führen, da dann z.B. Grenzgaragen in einem nicht vertretbaren Maße zulässig wä-
ren. Die getroffene Regelung sieht eine differenzierte Überschreitungsmöglichkeit vor. Für die 
in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO genannten Anlagen besteht auf Grund von § 19 Abs. 4 Satz 2 
BauNVO eine Überschreitungsmöglichkeit von 50 % der zulässigen Grundfläche. Für die in den 
abweichenden Bestimmungen dieser Planung genannten Anlagen besteht eine weiter gehende 
Überschreitungsmöglichkeit. Die Kappungs-Grenzen für die einzelnen Nebenanlagen-Typen 
sind daher unterschiedlich. Eine solche Differenzierung wird zwar in § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO 
nicht ausdrücklich erwähnt, sie ist jedoch auf Grund der Ausführungen in den einschlägigen 
Kommentierungen als zulässig anzusehen (vgl. Fickert/Fieseler zu § 19 Rn 23). 

 - Die Festsetzung der Zahl der Vollgeschoße in Kombination mit den Gebäudehöhen ist sinnvoll, 
um eine homogene Art der Bebauung und Ausnutzung der Baukörper vorzugeben.  

 - Die gleichzeitige Festsetzung von First- und Wandhöhen schafft einen verbindlichen Rahmen 
zur Umsetzung eines breiten Spektrums an Gebäudeprofilen. Die gewählte Systematik schließt 
Fehlentwicklungen aus. Sie ist auch für den Außenstehenden (z.B. Anlieger) nachvollziehbar 
und damit kontrollierbar. Gebäude mit einer tiefen Grundriss 

- sgestaltung und relativ steiler Dachneigung werden durch die festgesetzte Firsthöhe in ihrer 
Gesamthöhe fixiert. Schmale Gebäude mit relativ flacher Dachneigung werden durch die fest-
gesetzte Wandhöhe auf ein geeignetes Erscheinungsbild begrenzt. Die erzielbaren Rauminhalte 
der Gebäude werden auf ein städtebaulich vertretbares Maß beschränkt. Die Höhe des natürli-
chen Geländes ist durch die eingearbeiteten Höhenlinien eindeutig bestimmt. Durch die Fest-
setzung, dass, sofern zulässige Dachaufbauten oder Dacheinschnitte im Bereich des Schnitt-
punktes der Außenwand mit der Dachhaut liegen, für die Berechnung der maximalen Wand-
höhe die Verbindungslinie zwischen den nächst gelegenen entsprechenden Schnittpunkten au-
ßerhalb solcher Bauteile maßgeblich ist, wird eindeutig geregelt, dass die Höhe von Dachauf-
bauten oder Dacheinschnitten nicht als maßgebliche Wandhöhe herangezogen wird. 

 - Die Gesamthöhe von Nebengebäuden wird auf maximal 3,00 m beschränkt. Hierdurch werden 
Fehlentwicklung durch zu große Baukörper, insbesondere außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen, verhindert.   

  
  Die festgesetzte offene Bauweise kann als Einzelhaus umgesetzt werden. Die Festsetzung einer 

offenen Bauweise beschränkt die Längenentwicklung von Baukörpern auf max. 50 m. Im Bereich 
des Wohngebietes stellt diese Vorgabe eine sinnvolle Richtschnur zur Erlangung einer in Bezug auf 
die allgemeine städtebauliche Struktur verträglichen Baukörpergröße dar.  

  Die überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) sind so festgesetzt, dass sie über die mögliche 
Größe der Gebäude auf Grund der Nutzungsziffern (Grundflächenzahl) hinausgehen. Dadurch ent-
steht für die Bauherrschaft zusätzliche Gestaltungsfreiheit für die Anordnung der Gebäude im 
Grundstück. Die Baugrenzen reichen zudem über die durch die einzelnen Bauvorhaben bedingten 
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Grundstücksgrenzen hinweg. Dadurch wird die Möglichkeit geschaffen, im Rahmen der Vergabe 
der Grundstücke flexible Aufteilungen durchzuführen. Nebengebäude (z.B. Garagen) sind auch in-
nerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) zulässig. Die Anordnung der Flächen 
für Garagen ist auf die Erschließungs-Situation hin abgestimmt. Trotzdem besteht innerhalb der 
jeweiligen Grundstücke eine möglichst hohe Flexibilität in Bezug auf die Situierung der Garagen. 
Durch die überbaubaren Grundstücksflächen wird zudem der Abstand zur Kreis-Straße K 7972 ver-
bindlich geregelt, so dass Nutzungskonflikte ausgeschlossen sind. 

  Auf eine Regelung der Zulässigkeit von baulichen Anlagen über die in den §§ 12, 14, und 23 
BauNVO getroffenen Regelungen hinaus wird verzichtet. Dadurch sind untergeordnete Nebenanla-
gen auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Die Abstände zu anderen bau-
lichen Anlagen auf Grund von anderen Vorschriften bleiben hiervon unbenommen. 

  Die Festsetzung der maximal zulässigen Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden erfolgt aus 
städtebaulichen Gründen. Auf Grund der Kleinräumigkeit des Baugebietes, dessen starken Bezuges 
zu den naturnahen Räumen sowie seiner stark peripheren Lage im Gemeindegebiet wäre bei einer 
zu starken Bewohnerdichte mit einer Fehlentwicklung zu rechnen. Die Grundstücke im Süden sind 
auf Grund der Gesamtkonzeption nicht dafür vorgesehen, mit Gebäuden, die eine hohe Wohnungs-
anzahl aufweisen, bebaut zu werden. Die Grundstücke im nördlichen Bereich an der Kreisstraße 
K 7972 sind auf Grund ihrer Größe und Lage für eine größere Anzahl an Wohnungen geeignet. Die 
vorgenommenen Einschränkungen der Anzahl der Wohnungen sollen darüber hinaus verhindern, 
dass es zu einer zu starken Versiegelung der Freiflächen in dem gesamten Bereich kommt (Terras-
sen, Stellplätze, Zufahrten).  

  Der Ausschluss von oberirdischen Niederspannungs-Freileitungen erfolgt aus städtebaulichen Grün-
den. Neben den Anforderungen für die einzelnen Baugrundstücke und Gebäude werden dadurch 
für die Erschließungs-Träger Vorgaben zur Ausführung von (in der Regel neu zu errichtenden) An-
lagen getroffen, die dazu führen, dass das landschaftliche Umfeld geschützt wird. 

  Die Festsetzung von Erdgeschoß-Fußbodenhöhen erfolgt, um gegenüber der zukünftigen Erschlie-
ßungs-Straße die erforderlichen Bezüge zu schaffen und eine homogene Bebauung sicherzustellen. 
In Hinblick auf das vorhandene Gelände und die geplante Höhe der Erschließungsstraße wurde 
jedoch, um zu starre Einschränkungen zu vermeiden, ein Spielraum zur Über- bzw. Unterschreitung 
ermöglicht. Durch die o.g. Fixierung auf Wand- und Firsthöhen bleiben Fehlentwicklungen ausge-
schlossen. 

 
  Infrastruktur  

  Im Rahmen der Erschließung wird eine Trafostation zu errichten sein. Auf die Festsetzung einer 
entsprechenden Fläche für diese Trafostation wird bewusst verzichtet, da sich deren exakte Lage 
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erst mit der Einteilung der Baugrundstücke ergeben wird. Auf Grund des § 14 Abs. 2 der Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) kann eine solche Nebenanlage in der Ausnahme zugelassen werden, 
auch falls im Bebauungsplan keine besondere Fläche hierfür festgesetzt ist.  

 
  Verkehrsanbindung und Verkehrsflächen 

  Das auszuweisende Baugebiet ist über die Einmündung in die Kreis-Straße K 7972 hervorragend 
an das Verkehrsnetz angebunden.  

  Im Einmündungsbereich in die Kreis-Straße K 7972 ist die Verkehrs-Sicherheit durch Festsetzung 
von Sichtflächen, Ausrundungen sowie einem Mindestabstand der möglichen Gebäude zur Fahr-
bahnrand der Kreis-Straße von 15,00 m gewährleistet. Mit Bäumen und Sträuchern ist ein Min-
destabstand von 7,50 m zum Fahrbahnrand der Kreis-Straße festgesetzt. 

  Die innere Erschließung des Baugebietes erfolgt über Wege und Flächen, die die geplante Woh-
numfeldqualität unterstützen. Die Regelquerschnitte der Wege, der Sichtflächen sowie die Bemes-
sung der Wendemöglichkeiten und der Ausrundungen im Bereich der Einmündungen sind entspre-
chend der einschlägigen Richtlinien entworfen. Dadurch ist die problemlose Benutzung durch drei-
achsige Lkw (Einsatzfahrzeuge) sichergestellt. Durch einmaliges Zurückstoßen können diese Fahr-
zeuge einen Wendevorgang gefahrlos abschließen. Der an den maßgeblichen Stellen vorgesehene 
Regelquerschnitt von 5,50 m ist für einen Begegnungsfall von einem Lkw und einem Pkw bei ver-
langsamter Geschwindigkeit ausgelegt.  
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7  Abarbeitung der Umweltbelange (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 
BauGB), Konzept zur Grünordnung 

  

7.1  Umweltprüfung und Abarbeitung der Eingriffsregelung bei beschleunigtem Verfahren 
gem. § 13b BauGB 

  Umweltprüfung  

  Die Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB sowie die Erstellung eines Um-
weltberichtes gem. § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB sowie Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB ist nicht 
erforderlich, da die Aufstellung des Bebauungsplans "Moosgatter" im beschleunigten Verfahren 
erfolgt (gem. § 13b BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB). 

 

Umweltprüfung und Abarbeitung der Eingriffsregelung bei beschleunigtem Verfahren 
gem. § 13b BauGB 

Umweltprüfung  

Die Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB sowie die Erstellung eines Um-
weltberichtes gem. § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB sowie Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB ist nicht 
erforderlich, da die Aufstellung des Bebauungsplans "Moosgatter" im beschleunigten Verfahren 
erfolgt (gem. § 13b BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB). 
 

 

  Abarbeitung der Eingriffsregelung 

  Ein Ausgleich bzw. eine Abarbeitung der Eingriffs-Regelung ist nicht erforderlich. Eingriffe, die auf 
Grund des Bebauungsplans "Moosgatter" zu erwarten sind, gelten als im Sinne des § 1a Abs. 3 
Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig (gem. § 13b BauGB i.V.m. 
§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB). 

 
7.2  Abarbeitung der Umweltbelange (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) 

  Bestandsaufnahme  

  Das überplante Gebiet befindet sich im Oberschwäbischen Hügelland und grenzt westlich und süd-
lich an die bestehende Wohnbebauung des Ortsteiles "Hasenweiler" an. Im Norden wird das Plan-
gebiet von der Kreis-Straße 7972, im Süden vom "Gollenbühlweg" begrenzt. Nördlich, östlich und 
südöstlich des Plangebietes befinden sich landwirtschaftlich genutzte Flächen.  

  Schutzgut Arten und Lebensräume; Biologische Vielfalt (Tiere und Pflanzen; § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchst. a BauGB): Bei der überplanten Fläche handelt es sich derzeit um landwirtschaftlich genutzte 
Fläche, die teils aus Acker teils aus einer artenarmen Fettwiese besteht. Die westliche, an die Ha-
senweiler Straße angrenzende Grünlandfläche dient als Fettweide für Ziegen. Ein Stall sowie eine 
Fichte und drei alleinstehende Obstbäume sind im Westen des Plangebietes zu verorten.  

Da die Existenz von Reproduktions-Quartieren mehrerer Fledermausarten in der nahegelegenen 
Kirche "Mariä Geburt" bekannt war, wurden Feldermausuntersuchungen im näheren Umfeld durch-
geführt. Bei der Erfassung wurde in der Streuobstwiese eine überschaubare Anzahl an Fledermäu-
sen registriert. Das Plangebiet selbst zeigte keine besondere Bedeutung für die Fledermausfauna 
(artenschutzrechtlicher Kurzbericht Büro Sieber in der Fassung vom 14.11.2016).  

Weitere artenschutzrechtlich relevante Arten sind im Plangebiet nicht nachgewiesen und auch nicht 
zu erwarten, da dieses als landwirtschaftliche Fläche genutzt und von drei Seiten von Bebauung 
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bzw. bestehenden Straßen umgeben wird. In den privaten Gärten der im Westen und Süden an-
grenzenden Bebauung sind siedlungstypische (störungstolerante) Kleinlebewesen (Insekten, 
Kleinsäuger) und Vögel zu erwarten. 

Dem Plangebiet kommt auf Grund der intensiven Nutzung und der Nähe zur bestehenden Bebau-
ung zusammenfassend eine geringe Bedeutung für das Schutzgut zu. 

  
  Schutzgebiete/Biotope (insb. § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB): Das nächstgelegene gem. § 30 

BNatSchG kartierte Biotop ("Feldhecke bei Reishof östlich Hasenweiler", Nr. 181224362018) liegt 
etwa 50 m östlich des Plangebietes. Weitere Biotope befinden sich 75 m südöstlich (Teilfläche des 
"Tobel SO Hasenweiler", Nr. 281224362092) bzw. 90 m südwestlich des Plangebietes ("Auwald-
streifen in Hasenweiler", Nr. 181224362017). Weitere Schutzgebiete oder Biotope liegen im wei-
teren Umfeld des Plangebietes. 

  
  Schutzgut Boden und Geologie (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Aus geologischer Sicht gehört 

das Plangebiet zum flachwelligen Jungmoränenhügelland. Im Gebiet stehen Moränensedimente 
und die obere Süßwassermolasse an, welche v. a. durch Ablagerungen und geologische Ereignisse 
der Würmeiszeit entstanden sind. Aus dem anstehenden Geschiebemergel haben sich Parabraun-
erden ausgebildet (Bodenkarte 1:50.000). Auf Grund der Heterogenität des abgelagerten Morä-
nenmaterials ist mit kleinräumig stark wechselnden Bodenbedingungen zu rechnen. Bei der ge-
naueren Betrachtung der Bodenwerte kann das Plangebiet in zwei Bereiche unterteilt werden. Auf 
der Fläche der Ziegenweide kann generell von einer hohen Durchlässigkeit sowie einer wichtigen 
Bedeutung für die Grundwasserneubildungsrate ausgegangen werden. Zudem zeichnet sich die 
Fläche durch eine mittlere Bodenfruchtbarkeit aus und wäre daher ein eingeschränkter landwirt-
schaftlicher Ertragsstandort. Die Filter- und Puffereigenschaften der Böden im Bereich der Ziegen-
weide weisen eine hohe Wertigkeit auf. Es besteht eine Vorbelastung der Bodenfunktionen durch 
die Versiegelung im Bereich des Schuppens und der Stellplätze.  

Die Böden der Fettwiese und des Ackers verfügen hingegen über ein mittleres Versickerungs- und 
Retentionsvermögen und erfüllen daher eine mäßige Funktion als Ausgleichskörper im Wasser-
kreislauf. Es wird von einer mittleren natürlichen Bodenfruchtbarkeit sowie von einer hohen Be-
deutung als Filter und Puffer für Schadstoffe ausgegangen. 

Die Flächen sind aus geologischer Sicht für eine Bebauung geeignet. 

Dem Plangebiet kommt zusammenfassend eine mittlere Bedeutung für das Schutzgut zu. 

  
  Schutzgut Wasser/Wasserwirtschaft (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Oberflächengewässer kom-

men im Plangebiet nicht vor. Das nächstgelegene Fließgewässer ist die Rotach und begrenzt den 
Ort Hasenweiler im Westen in einer Entfernung von 790 m. 
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Über den Wasserhaushalt und die Grundwasserverhältnisse liegen keine Informationen vor. Auf 
Grund von benachbarter Wohnbebauung ist jedoch davon auszugehen, dass nicht mit oberflächen-
nah anstehendem Grundwasser zu rechnen ist. 

Momentan fallen im Gebiet keine Abwässer an. Das auf den landwirtschaftlichen Flächen auftref-
fende Niederschlagswasser versickert breitflächig über die belebte Bodenzone. Das bestehende 
Wohngebiet westlich des Planbereiches ist an die gemeindlichen Ver- und Entsorgungsleitungen 
angeschlossen. 

Auf Grund des nordöstlich an das Plangebiet angrenzenden Hanges kann es vor allem bei Starkre-
gen-Ereignissen zu oberflächig abfließendem Hangwasser kommen. 

  
  Schutzgut Klima/Luft; Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a und h 

BauGB): Die offenen Flächen des Plangebietes dienen der lokalen Kaltluftproduktion. Es handelt 
sich um einen Bereich mit klimatisch wirksamen Luftaustausch-Bahnen. Auf Grund eines Reliefab-
falls in Richtung der bestehenden westlich angrenzenden Wohnbebauung ist mit einer lokalen Luft-
strömung zu rechnen. Allerdings fällt das Gelände nach Westen nur wenig ab, wodurch nur geringe 
Kaltluftbewegungen zu erwarten sind. Daher besteht nur eine geringe Empfindlichkeit gegenüber 
kleinklimatischen Veränderungen (z. B. Aufstauen von Kaltluft).  

Messdaten zur Luftqualität liegen nicht vor. Durch die landwirtschaftliche Nutzung des Plangebietes 
kann es im angrenzenden Wohngebiet zeitweise zu belästigenden Geruchs- oder Staubemissionen 
kommen (z.B. Ausbringen von Flüssigdung oder Pflanzenschutzmitteln). Aus dem Kfz-Verkehr der 
angrenzenden Verkehrswege reichern sich im geringen Maße Schadstoffe in der Luft an. Insgesamt 
ist jedoch von einer guten Luftqualität auszugehen. Dem Plangebiet kommt zusammenfassend eine 
mittlere Bedeutung für das Schutzgut zu. 

  
  Schutzgut Landschaftsbild (Landschaft; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Der Ortsteil Hasenweiler 

liegt innerhalb des von einem ausgeprägten eiszeitlichen Relief geprägten Jungmoränen-Hügel-
landes. Das Plangebiet "Moosgatter" befindet sich selbst am nordöstlichen Ortsrand. Das Relief 
weist ein leichtes Gefälle in Richtung Westen sowie Südwesten auf.  

Beim Plangebiet selbst handelt es sich zum einen um eine landwirtschaftlich genutzte Fläche (Grün-
land, Acker) und zum anderen um eine Ziegenfettweide. Diese ist zwar von allen Seiten einsehbar 
und auf Grund der Ortsrandlage für das Ortsbild von gewisser Bedeutung. Durch seine Strukturar-
mut ist die Bedeutung des Plangebietes für das Landschaftsbild jedoch als gering einzustufen. 

  
  Auswirkungen der Planung 

  Schutzgut Arten und Lebensräume; Biologische Vielfalt (Tiere und Pflanzen; § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchst. a BauGB): Die Lebensräume der im Bereich der Fettwiese und der Fettweide vorkommenden 
Tiere und Pflanzen gehen durch die Bebauung und die damit einhergehende Versiegelung verloren. 
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Die Einzelbäume, die auf der Fläche der Fettweide verortet wurden, können auf Grund der entste-
henden Wohnbebauung nicht erhalten werden und fallen aus diesem Grund aus der Nutzung wild-
lebender Tiere (insbesondere Vögel). Auf Grund der geringen Bedeutung des Plangebietes für die 
Fledermausfauna und die dort vorkommende Zwergfledermaus, die gut mit Siedlungsstrukturen 
zurechtkommt, ist keine Beeinträchtigung von Fledermäusen durch die Planung zu erwarten. Da 
das Plangebiet am Ortsrand liegt und sowohl nördlich als auch südlich von Straßen umgeben ist, 
ist nur mit einer geringen Zerschneidung von Lebensräumen zu rechnen. 

  Schutzgebiete/Biotope (insb. § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB): Auf Grund der Entfernung zum 
Plangebiet, sind die nahegelegenen Biotope von der Planung nicht betroffen. 

  Schutzgut Boden und Geologie (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Die landwirtschaftlichen Ertrags-
flächen gehen verloren. Die durch die geplanten Baukörper und Verkehrsflächen entstehende Ver-
siegelung führt zu einer Beeinträchtigung der vorkommenden Böden. In den versiegelten Bereichen 
kann keine der Bodenfunktionen (Standort für Kulturpflanzen, Filter und Puffer, Ausgleichskörper 
im Wasserhaushalt) mehr wahrgenommen werden. Da es sich um ein Wohngebiet handelt, ist der 
Versiegelungsgrad und damit auch die Eingriffsstärke eher gering (festgesetzte GRZ: 0,25-0,40) 
mit einer über die Vorschrift des § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO hinausgehenden Überschreitungsmög-
lichkeit um weitere 50 % mit teilversiegelten Belägen). 

  Schutzgut Wasser/Wasserwirtschaft (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Durch die mit der Bebau-
ung verbundene Versiegelung wird die Durchlässigkeit der anstehenden Böden für Niederschlags-
wasser eingeschränkt. In Folge dessen verringert sich unter Umständen in geringem Umfang auch 
die Grundwasserneubildungsrate. Die geplante Wohnbebauung hat eine Veränderung des Wasser-
haushaltes zur Folge, da das Niederschlagswasser in den versiegelten Bereichen nicht mehr unge-
hindert versickern kann, sondern stattdessen in neu zu errichtende Regenrückhaltebecken (im Nord-
westen des Plangebietes) eingeleitet wird. Für Stellplätze, Zufahrten und andere untergeordnete 
Wege sind ausschließlich teilversiegelte (versickerungsfähige) Beläge zulässig, um die Wasserauf-
nahmefähigkeit des Bodens soweit wie möglich zu erhalten und Beeinträchtigungen der Grund-
wasserneubildungsrate zu reduzieren. Das anfallende Schmutzwasser wird in das bestehende 
Mischwassernetz der Gemeinde eingeleitet und der Kläranlage Haslachmühle zugeführt. Es wird an 
das gemeindliche Trinkwasserversorgungsnetz angeschlossen. 

  Schutzgut Klima/Luft; Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a und h 
BauGB): Die Kaltluftentstehung wird im Plangebiet unterbunden und auf die angrenzenden Offen-
flächen beschränkt. Auf Grund des eingeschränkten Umfanges der zu bebauenden Fläche sind je-
doch keine erheblichen kleinklimatischen Veränderungen zu erwarten. 

  Schutzgut Landschaftsbild (Landschaft; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Die Bebauung ist in ei-
nem gut einsehbaren Bereich geplant. Für die angrenzenden, bereits bebauten Grundstücke sowie 
für potenzielle Spaziergänger des umliegenden Gebietes ist jedoch mit einer geringen Einbuße an 
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der Erlebbarkeit des dörflichen Umfeldes zu rechnen, da es sich beim Plangebiet um eine struktur-
arme landwirtschaftliche Fläche handelt. 

  
  Konzept zur Grünordnung 

  Das Konzept zur Grünordnung berücksichtigt den Bestand und die Auswirkungen der Planung wie 
folgt: 

  Im östlichen Plangebiet wird eine öffentliche Grünfläche zur Ortsrandeingrünung, die mit Sträu-
chern zu bepflanzen ist, festgesetzt. In dieser ist zudem ein Graben geplant, welcher das anfallende 
abfließende Hangwasser von Westen her auffangen soll. 

  Auf den privaten Baugrundstücken ist eine Mindestzahl von Laubbäumen zu pflanzen, um eine 
angemessene Ein- und Durchgrünung der Bebauung zu gewährleisten. Zudem verbessert sich hier-
durch der Lebensraumwert der Flächen für siedlungstypische Tierarten. 

  Durch die Festsetzung einer Pflanzliste wird die Verwendung standortgerechter, heimischer Gehölze 
gesichert. Bei der Auswahl der festgesetzten Gehölzarten wurde auf die Verwendung standortge-
rechter, heimischer Bäume und Sträucher geachtet. Einheimische Bäume und Sträucher bilden die 
Grundlage vieler Nahrungsketten und dienen der Erhaltung des Lebensraumes für Kleinlebewesen. 
Sie sollten deshalb gegenüber neophytischen Ziergehölzen vorgezogen werden. 

  Die Pflanzung von Sträuchern, die nicht in der Pflanzliste festgesetzt sind (z. B Ziersträucher), wird 
auf max. 5 % der Grundstücksfläche zugelassen. Auf diese Weise soll zu einem gewissen Grad auch 
eine Bepflanzung mit nicht heimischen Gehölzen ermöglicht werden, ohne dass Fehlentwicklungen 
hinsichtlich naturschutzfachlicher oder landschaftsästhetischer Belange zu erwarten sind. 

  Die Verwendung versickerungsfähiger Beläge für Stellplätze, Zufahrten u.a. untergeordnete Wege 
auf den privaten Baugrundstücken wird festgesetzt, um die Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens 
weitestgehend zu erhalten und damit die Abnahme der Versickerungsleistung des Bodens durch 
die Versiegelung zu minimieren. 
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 Begründung ð Bauordnungsrechtlicher Teil  
  

7.3  Örtliche Bauvorschriften 

  Regelungen über die Gestaltung der Gebäude 

  Die Dachformen für den Hauptbaukörper ermöglichen die Errichtung eines Satteldaches, Pultda-
ches, Walmdaches (letzteres auch als Zeltdach oder so genanntes Krüppelwalmdach zulässig) oder 
Flachdaches. Diese Dachformen entsprechen den Vorstellungen moderner Baukörper und sind be-
reits an anderer Stelle im Gemeindegebiet umgesetzt. Sie ermöglichen einen großen Spielraum bei 
der Umsetzung individueller und zeitgemäßer Dachformen. Gleichzeitig sind Vorschriften zur Dach-
form getroffen, die eine auf den Einzelfall angepasste Bauform ermöglichen. Dies betrifft in erster 
Linie die untergeordneten Bauteile wie Dachgaupen, Garagen und Nebengebäude.  

Die ausführliche Definition des Pultdaches kann im Baugenehmigungsverfahren die Entscheidung 
erleichtern, ob es sich bei dem Dach eines Vorhabens um ein Pultdach handelt und ob demnach 
die sonstigen Festsetzungen zum Pultdach greifen (Firsthöhe und Dachneigung). Um ein Pultdach 
handelt es sich, wenn mindestens 75 % aller Dach-Ebenen des jeweiligen Hauptgebäudes zuei-
nander parallel sind. Die Fläche einer Dach-Ebene wird in der senkrechten Projektion auf die Fläche 
gemessen. 

  

 

 

 
  Das Spektrum für Dachneigungen ist im Sinne der Bauherrschaft breit gefasst. Es entspricht den 

ortsüblichen und landschaftstypischen Vorgaben und berücksichtigt zeitgemäße Bauformen. Durch 
die Festsetzung von Wand- und Firsthöhen ist die Möglichkeit ausgeschlossen, dass Gebäude eine 
nicht vertretbare Gesamthöhe erreichen könnten. Die Regelung der Dachneigung bezieht sich auch 
auf Terrassengeschosse, da diese ebenfalls andere Dachformen, wie z.B. ein Pultdach haben kön-
nen. Solaranlagen auf Flachdächern dürfen nicht aufgeständert werden, um keine negativen Ent-
wicklungen hinsichtlich der Gestaltung und der Fernwirkung dieser Elemente auf Flachdächern zu 
erhalten. 

  Die Materialen für die Dachdeckung sind lediglich dahingehend eingeschränkt, dass ab einer Dach-
neigung von 20° ausschließlich Dachplatten (kleinteilige Schuppendeckung wie z.B. Dachziegel, 
Dachpfannen, Betondachsteine etc.) zulässig sind. Darüber hinaus sind auf Dachflächen, die der 
Gewinnung von Sonnenenergie dienen, diejenigen Materialien zulässig, die zur Umsetzung dieser 
Anlagen erforderlich sind. Außerdem sind für untergeordnete Bauteile andere Materialien zulässig. 
Unter einer Dachneigung von 20° besteht keine Einschränkung.  
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  Zur Schonung des Landschaftsbildes sind als Farben für Dächer nur rote bis rotbraune sowie beton-
graue bis anthrazitgraue Töne zulässig. Darüber hinaus sind auf Dachflächen, die der Gewinnung 
von Sonnenenergie dienen, diejenigen Farben zulässig, die zur Umsetzung dieser Anlagen erfor-
derlich sind. Auch diese Regelung ist bauherrenfreundlich, da sie ein breites Spektrum an Dachfar-
ben erlaubt und gleichzeitig Fehlentwicklung vermeidet.  

  
7.4  Sonstige Regelungen 

  Stellplätze und Garagen 

  Der erhöhte Bedarf an nachzuweisenden Stellplätzen je Wohnung wird mit der ländlich geprägten 
Umgebung, dem entsprechend geringen Angebot des öffentlichen Nahverkehrs und den eng be-
messenen Verkehrsflächen begründet. Die beiden ersten Faktoren führen dazu, dass Haushalte in 
der Regel mit mehr als einem Kraftfahrzeug ausgestattet sein müssen, um die für die tägliche 
Lebensführung notwendige Mobilität aufbringen zu können. Gleichzeitig sind die Verkehrsflächen 
so bemessen, dass den konkreten Erfordernissen des fließenden Verkehrs ausreichend Rechnung 
getragen ist. Die Belange des ruhenden Verkehrs sind insoweit berücksichtigt, als dass für den 
Besucherverkehr ausreichend Flächen zur Verfügung stehen. Es wurde hoher Wert auf eine wirt-
schaftlich bemessene Erschließung und eine geringe Versiegelung durch Verkehrsflächen gelegt. 
Die für die dort wohnende Bevölkerung erforderlichen Stellplätze können vom öffentlichen Ver-
kehrsraum nicht aufgenommen werden, weshalb auf den privaten Flächen ausreichende Stellplätze 
nachgewiesen werden müssen. Somit erfolgt die Regelung, um städtebauliche Fehlentwicklungen 
durch einen Mangel an Stellplätzen auszuschließen. 
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8  Begründung ð Sonstiges  
  

8.1  Umsetzung der Planung 

  Wesentliche Auswirkungen 

  Wesentliche Auswirkungen auf die gesamtgemeindliche Situation sind auf Grund der begrenzten 
Größe der zu bebauenden Flächen, des beschränkten Ausmaßes der zusätzlichen Bebauung und 
deren Lage im östlichen Bereich des Ortsteiles nicht erkennbar. Die infrastrukturellen Einrichtungen 
sind geeignet, die zusätzlichen Einwohner bzw. Einrichtungen zu versorgen. 

  Für die bereits bebauten Grundstücke ist mit einer geringen Einbuße an der Erlebbarkeit der freien 
Landschaft sowie des städtebaulichen Umfeldes zu rechnen (z.B. Ausblick). Auf Grund der getroffe-
nen Festsetzungen (Höhenbeschränkungen, überbaubare Grundstücksflächen) sind diese Auswir-
kungen als akzeptabel zu bewerten. 

  
8.2  Erschließungsrelevante Daten 

  Kennwerte 

  Fläche des Geltungsbereiches: 2,39 ha  

  Flächenanteile:  

 
 Nutzung der Fläche Fläche in ha Anteil an der Gesamtfläche 

 Bauflächen als WA 1,70  71,1 %  

 Öffentliche Verkehrsflächen  0,59  24,7 %  

 Öffentliche Grünflächen 0,1  4,2 %  

 

  Verhältnis von Erschließungsfläche zur Nettobaufläche: 21,1%  

  Voraussichtliche Mindest-Anzahl der Wohnungen im Wohngebiet: 28 

  Voraussichtliche Maximal-Anzahl der Wohnungen im Wohngebiet: 96 

  Voraussichtliche Nettowohnungsdichte pro ha: 26 

  Voraussichtliche Anzahl der unterzubringenden Einwohner im Wohngebiet (Haushaltsziffer 2,5): 
155 
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  Erschließung 

  Abwasserbeseitigung durch Anschluss an: Sammelkläranlage Haslachmühle des Abwasserzweck-
verbandes "Obere Rotach" 

  Wasserversorgung durch Anschluss an: gemeindliche Wasserversorgung 

  Die Löschwasserversorgung wird durch eine entsprechende Dimensionierung der Wasserleitungen 
in Verbindung mit einer ausreichenden Anzahl von Hydranten sichergestellt.  

  Stromversorgung durch Anschluss an: Netze BW 

  Gasversorgung durch: TWS Netz GmbH 

  Müllentsorgung durch: Gemeinde Horgenzell 

  Kostenschätzung für die gesamte Erschließung im Geltungsbereich (incl. Umsatzsteuer): 

 

 Verkehrsanlagen  688.682,75 

 Straßenbeleuchtung/Leerrohre Breitband  120.071,00 

 Entwässerung  880.254,90 

 Wasserversorgung  165.264.58 

 Umlegung Wasserleitung und Druckminderung  47.481,00 

 Gesamt  1.901.754,23 

 

  Die Gemeinde beabsichtigt, die anfallenden Kosten zur Herstellung der Erschließungsanlage nach 
BauGB (Straßen, Straßen-Entwässerung, Straßen-Beleuchtung) im Rahmen der Grundstücksveräu-
ßerung in Rechnung zu stellen (so genannte Ablöseverträge).  
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9   Begründung ð Auszug aus übergeordneten Planun-
gen 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ausschnitt aus dem Lan-
desentwicklungsplan Ba-
den-Württemberg 2002, 
Karte 1"Raumkategorien"; 
Darstellung als "Ländli-
cher Raum im engeren 
Sinne" 
 

Ausschnitt aus dem Regi-
onalplan Bodensee-Ober-
schwaben, Raumnut-
zungskarte; Ortsteil "Ha-
senweiler" Darstellung als 
Siedlungsgebiet 

 

Auszug aus dem gültigen 
Flächennutzungsplan; 
Darstellung als Wohnbau-
fläche (Planung)  
 






